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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Postverwaltungsgesetzes 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Stücklen, Dr. Dollin- 
ger, Dr. Riedl (München), Weber (Heidelberg), Leicht, 
Erhard (Bad Schwalbach), Lemmrich und der Fraktion 

der CDU/CSU] 


A. Problem 

Die Finanzlage der Deutschen Bundespost hat sich seit 1969 
rapide und besorgniserregend verschlechtert. Die finanziellen 
Beziehungen der Deutschen Bundespost zum Bund müssen neu 
geordnet werden, um eine gesunde, finanzielle Basis zu schaf- 
fen. 


B. Lösung 

Durch Novellierung des PostVWG sollen die finanziellen Be- 
ziehungen zwischen Bund und Bundespost so geordnet werden, 
daß die Deutsche Bundespost nur bei bestimmten Vorausset- 
zungen Ablieferung zu leisten hat und daß der Bund zu Aus- 
gleichszahlungen bei politischen Eingriffen und Auflagen ver- 
pflichtet ist. Eine größere Unabhängigkeit der Deutschen 
Bundespost soll durch eine Verstärkung der Kompetenzen des 
Verwaltungsrates (in Zukunft Aufsichtsrat) erreicht werden. 

Des weiteren sollen solche Vorschriften des PostVWG geändert 
werden, deren Novellierung sich im Laufe der Zeit als not- 
wendig zur Klarstellung herausgestellt hat. 

Die Formulierungen des Entwurfs eines Postverfassungsgeset- 
zes (Drucksache W1385) wurden übernommen, soweit sie sich 
mit dieser Konzeption deckten. 


C. Kosten 

Sobald die Deutsche Bundespost saniert ist, wird sie wieder 
in voller Höhe Ablieferungen leisten können. 
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Antrag 

der Abgeordneten Stücklen, Dr. Dollinger, Dr. Riedl (München), 
Weber (Heidelberg), Leicht, Erhard (Bad Schwalbach), 
Lemmrich und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Postverwaltungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Verwaltung der Deutschen 
Bundespost (Postverwaltungsgesetz) vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 § 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1765), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gesetz über die Deutsche Bundespost" 

2. § 2 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 erhält folgende neue Sätze 2 und 3: 

„Die Deutsche Bundespost kann von der Bun- 
desregierung beauftragt werden, bestimmte, 
im öffentlichen Interesse liegende Leistungen, 
die über die eigentlichen Aufgaben der Deut- 
schen Bundespost hinausgehen, zu erbringen, 
wenn sie im Verbund mit den Diensten der 
Deutschen Bundespost erfüllt werden können. 
Die Leistungen sind voll zu entschädigen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Deutsche Bundespost ist im Rahmen 
der Zielsetzungen nach Absatz 1 nach be- 
triebswirtschaftlichen Grundsätzen zu leiten. 
Der Bedarf an Dienstleistungen des Post- und 
Fernmeldewesens ist nach Maßgabe der wirt- 


schaftlichen Möglichkeiten der Deutschen Bun- 
despost angemessen zu decken." 

c) Folgender neuer Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Anlagen der Deutschen Bundes- 
post sind unter Beachtung der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit in gutem Zustand zu erhal- 
ten und technisch und betrieblich dem Bedarf 
entsprechend weiterzuentwickeln und zu ver- 
vollkommnen." 

3. In § 3 Abs. 1 wird das Wort „Haushalts-" durch 
das Wort „Wirtschafts-" ersetzt. 

4. Die §§ 5 bis 35 werden durch die folgenden Vor- 
schriften ersetzt: 

„Zweiter Abschnitt 
Aufsichtsrat 

§5 

Zusammensetzung und Pflichten 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus siebenund- 
zwanzig Mitgliedern: 

zehn aus dem politischen Leben, 
sieben aus der Wirtschaft und 

zehn aus dem Personal der Deutschen Bundes- 
post. 

Sie sollen hervorragende Kenner der Unterneh- 
mensführung, des Nachrichten-, Finanz- oder 
Personalwesens sein. 
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(2) Die Mitglieder sind an Aufträge und Wei- 
sungen nicht gebunden. Sie haben ihr Amt nach 
bestem Wissen und Gewissen auszuüben. Die 
Mitglieder sind zur Verschwiegenheit verpflich- 
tet, wenn der Aufsichtsrat beschließt, daß eine 
Angelegenheit vertraulich zu behandeln ist. An- 
gelegenheiten, die im Arbeitsausschuß behan- 
delt werden, werden auf Antrag des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen vertrau- 
lich behandelt. 

(3) Die Mitglieder haben ihre Pflichten mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsführers auszuführen. Die Vorschriften 
des § 100 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes gelten 
für die persönlichen Voraussetzungen der Auf- 
sichtsratsmitglieder der Deutschen Bundespost 
entsprechend. 

§6 

Benennungsrecht 

(1) Die Mitglieder aus dem politischen Leben 
werden je zur Hälfte von dem Deutschen Bun- 
destag und dem Bundesrat vorgeschlagen. 

(2) Die Vertreter des Deutschen Bundestages 
müssen Mitglieder des Deutschen Bundestages 
sein. Die Vertreter des Bundesrates müssen Mit- 
glieder des Bundesrates sein. 

(3) Die Mitglieder aus der Wirtschaft werden 
von den Spitzenverbänden der Wirtschaft dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen benannt. 

(4) Die Mitglieder aus dem Personal der Deut- 
schen Bundespost werden von den Gewerkschaf- 
ten für das Personal der Deutschen Bundespost 
dem Bundesminsiter für das Post- und Fern- 
meldewesen benannt. Unter den Vorgeschlage- 
nen muß sich mindestens eine Frau als Vertre- 
terin des weiblichen Personals befinden. Sie 
müssen dem Personal der Deutschen Bundespost 
angehören. Das Benennungsrecht richtet sich 
nach dem Ergebnis der jeweils letzten Haupt- 
personalratswahl. 

(5) Für jedes Mitglied ist nach den gleichen 
Grundsätzen ein Stellvertreter zu benennen. 

§7 

Ernennung 

(1) Die Bundesregierung ernennt die Mitglieder 
und stellvertretenden Mitglieder des Aufsichts- 
rates 

(2) Wird die Ernennung eines Mitgliedes nicht 
beschlossen, so hat das zuständige Gremium in- 
nerhalb von vier Wochen zwei neue Mitglieder 
zu benennen. 

(3) Die Bundesregierung wählt endgültig aus. 

(4) Erfolgt kein Vorschlag nach Absatz 2 oder 
geht der Vorschlag verspätet ein, so kann die 
Bundesregierung von sich aus Mitglieder ernen- 
nen. 


§8 

Dauer der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden 
für vier Jahre in den Aufsichtsrat berufen. Wie- 
derberufung ist zulässig. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates können 
durch schriftliche Erklärung gegenüber der Bun- 
desregierung auf ihre Mitgliedschaft verzichten. 

(3) Die Mitgliedschaft erlischt, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Ernennung weggefallen 
sind. 

(4) Die Mitgliedschaft erlischt, sofern ein Mit- 
glied die Fähigkeit verliert, öffentliche Ämter 
zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wah- 
len zu erlangen. Sie erlischt ferner, wenn die 
Bundesregierung nach Anhörung des Aufsichts- 
rates feststellt, daß bei einem Mitglied ein wich- 
tiger, in seiner Person liegender Grund gegeben 
ist, der das Ausscheiden rechtfertigt. Als solcher 
gilt insbesondere ein Grund, der bei Beamten 
zum Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 
(§ 60 des Bundesbeamtengesetzes) oder zur vor- 
läufigen Dienstenthebung (§ 91 der Bundes- 
disziplinarordnung) berechtigen würde. 

(5) Scheidet ein Mitglied aus, so ist unverzüg- 
lich an seiner Stelle ein neues Mitglied zu be- 
rufen. Im Fall einer nur vorübergehenden Ver- 
hinderung wird das Mitglied durch seinen Stell- 
vertreter vertreten. 

(6) Die Absätze 1 bis 4, 5 Satz 1 gelten für die 
stellvertretenden Mitglieder entsprechend. 

§9 

Vorsitz 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 
den Vorsitzer des Aufsichtsrates sowie einen 
stellvertretenden Vorsitzer. Für die Wahl des 
Vorsitzers ist eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen, für die Wahl des stell- 
vertretenden Vorsitzers einfache Stimmenmehr- 
heit erforderlich. Erhält im ersten Wahlgang kein 
Bewerber die erforderliche Stimmenmehrheit, fin- 
det ein zweiter Wahlgang statt. Kommt auch in 
diesem Wahlgang die erforderliche Stimmen- 
mehrheit nicht zustande, findet zwischen den bei- 
den Bewerbern, die im zweiten Wahlgang die 
höchste Stimmenzahl erreicht haben, eine Stich- 
wahl statt, bei der diet einfache Mehrheit ent- 
scheidet. 

(2) Die Wahl des Vorsitzers und des stellver- 
tretenden Vorsitzers des Aufsichtsrates bedarf 
der Bestätigung durch den Bundespräsidenten 
auf Vorschlag der Bundesregierung. 

§ 10 

Sitzungen 

(1) Der Aufsichtsrat tritt mindestens einmal 
im Vierteljahr zu einer ordentlichen Sitzung zu- 
sammen. Zu außerordentlichen Sitzungen ist er 
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einzuberufen, wenn der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen oder mindestens neun 
Mitglieder des Aufsichtsrates die Sitzung schrift- 
lich beantragen. Der Vorsitzende oder im Ver- 
hinderungsfall sein Stellvertreter kann jederzeit 
den Aufsichtsrat zu einer außerordentlichen Sit- 
zung einberufen. 

(2) Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit 
von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse wer- 
den, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, mit einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Stim- 
mengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Anwesenheit des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen oder seines Stellvertreters verlangen. 

(4) Die Mitglieder der Bundesregierung sowie 
ihre Beauftragten haben zu allen Sitzungen des 
Aufsichtsrates Zutritt. Sie müssen jederzeit ge- 
hört werden. 

(5) Die Regierungen der Länder, die keine 
Bundesratsvertreter im Aufsichtsrat stellen, kön- 
nen zu den Sitzungen Vertreter entsenden. Diese 
haben das Recht, zu den einzelnen Punkten der 
Tagesordnung Stellung zu nehmen und dazu An- 
träge und Anfragen zu stellen. Stimmrecht steht 
ihnen nicht zu. 

(6) Der Bundesrechnungshof kann zu den Sit- 
zungen Beauftragte entsenden. Diese haben das 
Recht, zu den einzelnen Punkten der Tagesord- 
nung Stellung zu nehmen. 

(7) Der Vorsitzende soll die Bundesregierung, 
die Landesregierungen und den Bundesrech- 
nungshof rechtzeitig unter Übersendung der 
Tagesordnung sowie der erforderlichen sonstigen 
Unterlagen von jeder Sitzung verständigen. 

(8) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(9) Mitglieder des Aufsichtsrates oder ihre 
Stellvertreter erhalten Ersatz der Reisekosten 
und eine angemessene Vergütung, die das Bun- 
deskabinett auf Vorschlag des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen festsetzt. So- 
weit Beamte Mitglieder des Aufsichtsrates sind, 
gilt ihre Tätigkeit nicht als Nebentätigkeit im 
Sinne des Nebentätigkeitsrechts. 

§ 11 

Geschäftsordnung 

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. Er hat nach Maßgabe dieser Geschäfts- 
ordnung einen Arbeitsausschuß zu bilden, der 
aus höchstens sieben Mitgliedern besteht. Der 
Arbeitsausschuß bereitet die Sitzungen des Auf- 
sichtsrates vor. Soweit notwendig, können wei- 
tere Ausschüsse gebildet werden. 

(2) An den Ausschußsitzungen können der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates oder sein Stellver- 
treter, der Bundesminister für das Post- und 


Fernmeldewesen und die von ihm beauftragten 
Vertreter teilnehmen. 

(3) Vertreter anderer Ressorts sowie Mitglie- 
der des Bundesrechnungshofes können vom Vor- 
sitzenden des Arbeitsausschusses zu den Sitzun- 
gen nach Bedarf jeweils besonders eingeladen 
werden. 

§ 12 

Aufgaben 

(1) Der Aufsichtsrat beschließt nach Vorlage 
durch den Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen im Rahmen der Grundsätze des 
§ 2 über: 

1. den mittelfristigen Investitions- und Finan- 
zierungsplan, 

2. die Feststellung des Wirtschaftsplanes und 
wesentlicher Änderungen, 

3. die Ermächtigung der Deutschen Bundespost 
zur Aufnahme von Krediten und zur Über- 
nahme von Bürgschaften, 

4. die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Entlastung der Deutschen Bundespost, 

5. die Bedingungen und Gebühren für die Be- 
nutzung der Einrichtungen des Post- und 
Fernmeldewesens, 

6. die Richtlinien für Vergütungen, Zulagen, 
sonstige Zuwendungen und Belohnungen, 
über dienstrechtliche Sonderregelungen oder 
besoldungsrechtliche Ausnahmeregelungen, 

7. die Beteiligung an anderen Unternehmen 
und die Veräußerung einer solchen Beteili- 
gung nach näherer Regelung in den Bestim- 
mungen über die Wirtschafts- und Rech- 
nungsführung der Deutschen Bundespost, 

8. die Übernahme neuer, die Änderung oder 
Aufgabe bestehender Dienste, 

9. die Errichtung, Verlegung oder Aufhebung 
einer Mittelbehörde, 

10. die Bestimmungen über die Wirtschafts- und 
Rechnungsführung der Deutschen Bundes- 
post sowie die Vorschriften über die Auf- 
stellung des Jahresabschlusses. 

(2) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, vor der ab- 
schließenden Entscheidung des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen binnen drei 
Monaten nach Mitteilung zu folgenden Angele- 
genheiten Stellung zu nehmen: 

1. grundlegende Maßnahmen der Organisation, 
Rationalisierung und Automation mit wesent- 
lichen Auswirkungen für die Beschäftigten, 

2. Grundsätze für die Anlegung der Postscheck- 
und der Postsparguthaben, 

3. jährlicher Geschäftsbericht. 

(3) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, in Angele- 
genheiten von grundsätzlicher Bedeutung für die 
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Deutsche Bundespost an den Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen Anträge und 
Anfragen zu richten und die Beschlußfassung 
oder die Stellungnahme des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen herbeizuführen. 

(4) Der Aufsichtsrat teilt dem Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen seine Be- 
schlüsse mit. 

(5) Der Aufsichtsrat ist nicht befugt, gegen den 
Widerspruch des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen eine Erhöhung der im Vor- 
anschlag vorgesehenen Ausgaben herbeizufüh- 
ren oder Maßnahmen zu beschließen, die eine 
Verminderung der veranschlagten Einnahmen 
verursachen. 

(6) Dem Aufsichtsrat ist auf Verlangen jeder- 
zeit über die finanzielle Lage und die betrieb- 
lichen Verhältnisse der Deutschen Bundespost 
Auskunft zu geben; monatlich ist ihm eine Nach- 
weisung über Einnahmen und Ausgaben vor- 
zulegen. 

§ 13 

Einspruch gegen Beschlüsse des Aufsichtsrates 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen kann gegen einen nach § 12 Abs. 1 
und 3 gefaßten Beschluß des Aufsichtsrates bin- 
nen vier Wochen nach Eingang der Mitteilung — 
nach vorheriger Unterrichtung des Kabinetts — 
Einspruch einlegen, wenn er der Auffassung ist, 
daß der Beschluß wichtigen Interessen der Deut- 
schen Bundespost nicht gerecht wird oder den 
Grundsätzen der Politik der Bundesregierung 
nicht entspricht. 

(2) Der Aufsichtsrat hat binnen eines Monats 
nach Eingang des Einspruchs und nach Anhörung 
des Bundesministers für das Post- und Fernmel- 
dewesen erneut zu beschließen. 

(3) Beschließt der Aufsichtsrat mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, 
den Einspruch des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen zurückzuweisen, entschei- 
det das Bundeskabinett binnen sechs Wochen 
nach diesem Beschluß. Der Vorsitzende des Auf- 
sichtsrates ist berechtigt, die Auffassung des 
Aufsichtsrates im Kabinett vorzutragen. Kommt 
die nach Satz 1 erforderliche Mehrheit nicht zu- 
stande, gilt die Vorlage des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen als beschlossen. 

(4) Wird durch die Entscheidung des Bundes- 
kabinetts wie durch die Verwirklichung einer 
Zielsetzung nach § 2 Abs. 1 die Wirtschaftsfüh- 
rung in den betroffenen Diensten beeinträchtigt, 
übernimmt der Bund den Ausgleich für die damit 
verbundenen Mehraufwendungen, Investitions- 
ausgaben oder Mindererträge, insbesondere 
dann, wenn eine nach der Finanzlage notwen- 
dige Gebührenerhöhung nicht oder nicht in vol- 
lem Umfang genehmigt wurde. 


(5) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewähren 
ist, entscheidet auf Antrag des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen, des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen (F) oder 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates eine Eini- 
gungsstelle, die binnen eines Monats nach An- 
tragstellung zusammenzutreten hat. Sie besteht 
aus zwei Mitgliedern, welche der Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen oder der 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen (F), 
zwei Mitgliedern, welche der Aufsichtsrat be- 
nennt, sowie einem vom Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen (F) und dem Aufsichtsrat zu berufenden un- 
abhängigen Wirtschaftssachverständigen (Wirt- 
schaftsprüfer). 

Die Mitglieder der Einigungsstelle wählen einen 
Vorsitzenden aus ihrer Mitte. Die Einigungs- 
stelle entscheidet binnen vier Monaten nach Zu- 
sammensetzung endgültig mit Stimmenmehrheit. 
Die Mitglieder der Einigungsstelle sind für ihre 
Tätigkeit angemessen zu entschädigen. Hat das 
Kabinett oder der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen (F) die Einigungsstelle angerufen, 
so trägt der Bund die Kosten, in den anderen 
Fällen die Deutsche Bundespost. 

(6) Die Einigungsstelle kann Gutachten von 
wirtschaftserfahrenen und unabhängigen Sach- 
verständigen einholen. Für die Kostentragung 
gilt Absatz 5 entsprechend. 

§ 14 

Benutzungsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fem- 
meldewesen wird ermächtigt, nach Maßgabe der 
Beschlüsse der Bundesregierung (§ 13) oder des 
Aufsichtsrates die Rechtsverordnungen über die 
Bedingungen für die Benutzung der Einrichtun- 
gen des Post- und Fernmeldewesens einschließ- 
lich des Verwaltungsverfahrens und über die Ge- 
bühren (Benutzungsverordnungen) zu erlassen. 
Die Gebühren sind so zu bemessen, daß unter 
Beachtung der in §§ 2, 3, 15 festgelegten Grund- 
sätze einerseits und dem wirtschaftlichen Nut- 
zen, Wert oder der sonstigen Bedeutung der Lei- 
stung der Deutschen Bundespost andererseits 
kein Mißverhältnis besteht. 

(2) Die Benutzungsverordnungen bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Sehen Benutzungs Verordnungen nach Ab- 
satz 1 vor, daß die Deutsche Bundespost berech- 
tigt ist, die weitere Benutzung ihrer Einrichtun- 
gen wegen Nichtzahlung der Gebühren zu ver- 
weigern, haben Rechtsbehelfe gegen Verwal- 
tungsakte, die solche Maßnahmen zum Gegen- 
stand haben, keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Die Rechts Verordnungen über Gebühren 
ergeben im Benehmen mit dem Bundesminister 
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für Wirtschaft und Finanzen (F), die Rechtsver- 
ordnungen über Gebühren im Postreisedienst im 
Benehmen mit dem Bundesminister für Verkehr. 


Dritter Abschnitt 
Wirtschaftsführung 

§ 15 

Grundsätze 

(1) Die Deutsche Bundespost ist so zu leiten, 
daß die Erträge die Aufwendungen einschließlich 
der Ablieferung an den Bund decken; darüber 
hinaus ist im Hinblick auf den Eigenkapitalbe- 
darf ein angemessener Gewinn als Selbstfinan- 
zierungsbeitrag erforderlich. 

(2) In Anwendung der Vorschriften des Absat- 
zes 1 sollen für die einzelnen Dienste die Kosten 
und ein Selbstfinanzierungsbeitrag erwirtschaftet 
werden; ein Ausgleich zwischen den Diensten ist 
zulässig. 

§ 16 

Mittel- und langfristige Unternehmensplanung 

(1) Die Deutsche Bundespost hat ihre Ünter- 
nehmenstätigkeit mittel- und langfristig zu pla- 
nen. 

(2) Der Investitions- und Finanzierungsplan als 
Teil der mittelfristigen Unternehmensplanung ist 
jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzu- 
führen. Er ist jährlich dem Aufsichtsrat zur Be- 
schlußfassung vorzulegen. 

§ 17 

Wirtschaftsplan 

(1) Die Deutsche Bundespost stellt für jedes 
Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan auf. Ge- 
schäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Wirtschafts- 
plan erstreckt sich auch auf die Landespostdirek- 
tion Berlin. 

(2) Der Wirtschaftsplan ist die Grundlage für 
die Wirtschaftsführung. Er ermächtigt die Deut- 
sche Bundespost, Ausgaben zu leisten und Ver- 
pflichtungen einzugehen. Durch den Wirtschafts- 
plan werden Ansprüche oder Verbindlichkeiten 
weder begründet noch aufgehoben. Der Wirt- 
schaftsplan muß ausgeglichen vorgelegt werden. 

(3) Der Wirtschaftsplan enthält die im Ge- 
schäftsjahr 

1 . zu erwartenden Einnahmen, 

2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben, ein- 
schließlich der für die Finanzreserve erfor- 
derlichen Beträge, 

3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungser- 
mächtigungen, insbesondere diejenigen zur 


Durchführung des mittelfristigen Investitions- 
und Finanzierungsplans. 

(4) Der Stellenplan ist Bestandteil des Wirt- 
schaftsplans. Die Deutsche Bundespost ist an die 
im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen ge- 
bunden. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen zu gliedern. Der Um- 
fang der Innen- und Außenfinanzierung ist dar- 
zustellen. 

(6) Der Wirtschaftsplan ist Haushaltsplan im 
Sinne des Steuerrechts. 

(7) Ist bis zum Schluß eines Geschäftsjahres 
der Wirtschaftsplan für das folgende Jahr durch 
den Aufsichtsrat nicht festgestellt, so ist bis zum 
Inkrafttreten des Wirtschaftsplans die Deutsche 
Bundespost ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, 
die nötig sind, um 

1. die Aufgaben zu erfüllen, die sich aus den 
Grundsätzen des § 2 ergeben, 

2. rechtlich begründete Verpflichtungen der 
Deutschen Bundespost zu erfüllen, 

3. Investitionen nach Maßgabe des geltenden 
Investitions- und Finanzierungsplans durch- 
zuführen. 

Soweit die Einnahmen der Deutschen Bundes- 
post nicht ausreichen, diese Ausgaben zu dek- 
ken, darf der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen die erforderlichen Mittel durch 
Kredite beschaffen. 

(8) Die Deutsche Bundespost stellt für jedes 
Geschäftsjahr eine Rechnung über die Abwick- 
lung des Wirtschaftsplanes auf. 

(9) Der Wirtschaftsplan ist vom Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen (F) aufzustellen. Das gleiche gilt 
für nachträgliche Änderungen. 

(10) Der festgestellte Wirtschaftsplan wird dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat durch 
den Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen vorgelegt. 

(11) Das Gehalt des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen ist im Bundeshaus- 
haltsplan zu veranschlagen. 

§ 18 

Rechnungsführung, Geltung von Vorschriften, 
Prüfung, Entlastung 

(1) Das Rechnungswesen der Deutschen Bun- 
despost ist nach betriebswirtschaftlichen Grund- 
sätzen zu führen. 

(2) Die Bestimmungen über die Wirtschafts- 
und Rechnungsführung der Deutschen Bundes- 
post sowie die Vorschriften über die Aufstel- 
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lung des Jahresabschlusses sind im Benehmen 
mit dem Bundesrechnungshof aufzustellen. Der 
Vorlage an den Aufsichtsrat nach § 12 Abs. 1 
Nr. 10 ist die Stellungnahme des Bundesrech- 
nungshofs beizufügen. 

(3) Auf die Deutsche Bundespost ist Teil V 
der Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1284) entsprechend 
anzuwenden. Teil I des Haushaltsgrundsätzege- 
setzes vom 19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1273), die Teile I bis IV, VIII und IX der Bun- 
deshaushaltsordnung und die sonstigen Vor- 
schriften des Bundes über die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung finden keine Anwendung. 

(4) Der Bundesrechnungshof prüft die Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung der Deutschen 
Bundespost sowie den Jahresabschluß. Die Be- 
merkungen über das Ergebnis seiner Prüfung 
leitet er dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen und dem Aufsichtsrat zu. § 96 
Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung ist nicht, 
§ 97 Abs. 1 und 2 der Bundeshaushaltsordnung 
ist nur hinsichtlich der Prüfungsfeststellungen 
anzuwenden, die für die Entlastung der Bundes- 
regierung von Bedeutung sein können. Die Re- 
gelung nach § 100 Abs. 8 der Bundeshaushalts- 
ordnung trifft der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen. 

(5) Der Aufsichtsrat beschließt unter Berück- 
sichtigung der Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes über die Entlastung des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen. Durch 
die Entlastung erkennt der Aufsichtsrat an, daß 
der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen die Geschäfte nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes geführt hat. Die Entlastung enthält keinen 
Verzicht auf Ersatzansprüche. 

§ 19 

Jahresabschluß 

(1) Die Deutsche Bundespost stellt für jedes 
Geschäftsjahr eine Bilanz und eine Gewinn- und 
Verlustrechnung (Jahresabschluß) nach betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen auf. Der Jahres- 
abschluß enthält auch das dem Post- und Fern- 
meldewesen im Land Berlin gewidmete Vermö- 
gen sowie die dort erzielten Rechnungsergeb- 
nisse. 

(2) Der Jahresabschluß ist durch einen Ge- 
schäftsbericht zu erläutern, der auch die Lage 
des Unternehmens darstellt. 

(3) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen legt dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat den vom Aufsichtsrat festgestell- 
ten Jahresabschluß mit dem Geschäftsbericht vor 
der Veröffentlichung zur Kenntnisnahme vor. 

(4) Der Jahresabschluß und der Geschäfts- 
bericht sind zu veröffentlichen. 


§20 

Finanzreserve, Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Deutsche Bundespost soll zur Sicherung 
der erforderlichen Investitionen eine angemes- 
sene Finanzreserve bilden und unterhalten. Ihre 
Höhe soll ein Drittel der für das jeweilige Ge- 
schäftsjahr veranschlagten Investitionsausgaben 
nicht überschreiten. 

(2) Die Finanzreserve ist zweckentsprechend 
und wirtschaftlich anzulegen. 

(3) Das Eigenkapital der Deutschen Bundes- 
post soll mindestens ein Drittel des im Jahres- 
abschluß ausgewiesenen Gesamtkapitals betra- 
gen. Das dieser Rechnung zugrunde zu legende 
Gesamtkapital ergibt sich aus der Bilanzsumme 
nach Abzug der Verpflichtungen aus den Einla- 
gen der Postscheckteilnehmer, den Guthaben der 
Postsparer und den sonstigen durchlaufenden 
Geldern, soweit diese Einlagen, Guthaben und 
Gelder nicht im Unternehmen selbst angelegt 
sind. 

(4) Soweit die Deutsche Bundespost das nach 
Absatz 1 erforderliche Eigenkapital nicht selbst 
erwirtschaften kann, beläßt der Bund ihr die 
nach § 21 Abs. 1 geschuldete Ablieferung als 
Eigenkapitaleinlage. 

(5) Der Bund kann Eigenkapital über die nach 
§21 Abs. 1 geschuldete Ablieferung hinaus ein- 
legen oder Darlehen gewähren, wenn der Ka- 
pitalbedarf der Deutschen Bundespost dies er- 
fordert, 

§ 21 

Ablieferung 

(1) Die Deutsche Bundespost liefert 6 Vs vom 
Hundert ihrer jährlichen Betriebseinnahmen an 
den Bund ab. 

(2) Bei der Feststellung der Betriebseinnahmen 
sind vorweg abzuziehen 

1. an fremde Verwaltungen gezahlte Vergütun- 
gen und Gebührenanteile, 

2. im Auslandsverkehr an Verkehrsunternehmen 
gezahlte Vergütungen und Gebührenanteile, 

3. im Inlandsdienst an Eisenbahnen, Luftfahrt- 
unternehmen und sonstige Verkehrsunter- 
nehmen weitergegebene Gebührenanteile, 

4. Einnahmen, die der Umsatzsteuer unterlie- 
gen. 

(3) Auf die Ablieferung sind monatlich Zahlun- 
gen in Höhe eines Zwölftels des im Wirtschafts- 
plan der Deutschen Bundespost veranschlagten 
Jahresbetrags zu leisten. Nach Abschluß der 
Rechnung nach § 19 Abs. 8 ist ein Ausgleich mit 
den geleisteten Vorauszahlungen vorzunehmen. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/’3027 


(4) Die Deutsche Bundespost kann den nach 
Absatz 3 zu zahlenden Betrag einbehalten, soweit 
ihr eine Eigenkapitaleinlage nach § 20 Abs. 4 
zusteht. 

(5) Die Bundesregierung kann auf Antrag des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen die Abführung eines im Jahresabschluß 
ausgewiesenen Gewinns an den Bund insoweit 
anordnen, als die Finanzreserve nach § 20 Abs. 1 
vorhanden ist und das Eigenkapital (§ 20 Abs. 3) 
50 vom Hundert übersteigt. 

§ 22 

Kreditermächtigungen, Bürgschaften 

(1) Die Deutsche Bundespost ist berechtigt, 
selbständige Kredite aufzunehmen und Bürg- 
schaften zu übernehmen. 

(2) Der Aufsichtsrat bestimmt mit der Fest- 
stellung des Wirtschaftsplans durch Beschluß, bis 
zu welcher Höhe die Deutsche Bundespost 

1. Kredite zur Deckung von Ausgaben und Kre- 
dite zur Aufrechterhaltung einer ordnungs- 
mäßigen Kassenwirtschaft (Kassenverstär- 
kungskredite) aufnehmen und 

2. Bürgschaften übernehmen darf. 

(3) Die Einnahmen aus Krediten zur Deckung 
von Ausgaben dürfen die Summe der Ausgaben 
für Investitionen, für die Bildung der Finanz- 
reserve (§ 20) sowie für die Tilgungsverpflichtun- 
gen nicht überschreiten. 

(4) Soweit Kasisenverstärkungskredite zurück- 
gezahlt sind, kann die Ermächtigung wiederholt 
in Anspruch genommen werden. Kassenverstär- 
kungskredite dürfen nicht später als sechs Mo- 
nate nach Ablauf des Geschäftsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, fällig werden. 

(5) Die Ermächtigungen, Kredite zur Deckung 
von Ausgaben aufzunehmen, gelten bis zum Ende 
des nächsten Geschäftsjahres. Die Ermächtigun- 
gen zur Aufnahme von Kassenverstärkungskre- 
diten gelten bis zum Ende des laufenden Ge- 
schäftsjahres und, wenn der Wirtschaftsplan für 
das nächste Geschäftsjahr nicht rechtzeitig fest- 
gestellt wird, bis zum Zeitpunkt der Feststellung 
dieses Wirtschaftsplans. 

(6) Geldmittel werden im Wege des Kredits 
durch Ausgabe von Schuldverschreibungen oder 
Schatz anweisungen, Einräumung von Schuldbuch- 
forderungen, Eingehen von Wechselverbindlich- 
keiten, Aufnahme von Darlehen gegen Schuld- 
scheine und Inanspruchnahme des Kassenkredits 
der Deutschen Bundesbank beschafft. Verwendet 
der Bund darüber hinaus andere Schuldformen, 
sind diese auch für die Deutsche Bundespost zu- 
lässig. 

(7) Die Schuldurkunden der Deutschen Bundes- 
post stehen den Schuldurkunden des Bundes 


gleich. § 3 Abs. 2 bleibt unberührt. Die Schuld- 
urkunden werden durch die Bundesschuldenver- 
waltung ausgefertigt. 

(8) Die Schulden der Deutschen Bundespost 
werden durch die Bundesschuldenverwaltung 
verwaltet. Einzelheiten regelt der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen mit der Bun- 
desschuldenverwaltung nach den für die Verwal- 
tung der allgemeinen Bundesschuld geltenden 
Grundsätzen. 


Vierter Abschnitt 
Personal- und Sozialwesen 

§ 23 

Rechtsverhältnisse des Personals der 
Deutschen Bundespost 

(1) Die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
der Deutschen Bundespost stehen im Dienst des 
Bundes. Die Beamten der Deutschen Bundespost 
sind unmittelbare Bundesbeamte. 

(2) Für die Rechtsverhältnisse des Personals 
der Landespostdirektion Berlin gelten besondere 
Vorschriften. 

(3) Soweit die Haftung der Deutschen Bundes- 
post ausgeschlossen oder beschränkt ist, stehen 
dem Benutzer ihrer Einrichtungen oder anderen 
Personen Schadenersatzansprüche gegen die be- 
teiligten Bediensteten der Deutschen Bundespost 
nur zu, wenn diese die ihnen den Geschädigten 
gegenüber obliegenden Amtspflichten vorsätzlich 
verletzt haben. 

§ 24 

Vergütungen, Zulagen, sonstige Zuwendungen 
und Belohnungen 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen erläßt nach Maßgabe der Beschlüsse 
des Aufsichtsrats, soweit es die Eigenart des 
jeweiligen Dienstes oder die Aufrechterhaltung 
des Post- und Fernmeldebetriebs erfordert, Richt- 
linien 

1. für die Gewährung von Vergütungen und Zu- 
lagen abweichend von § 72 des Bundesbe- 
amtengesetzes und § 21 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes, 

2. für die Gewährung sonstiger Zuwendungen 
und von Belohnungen in besonderen Fällen 
und für besondere Leistungen. 

§ 25 

Tarifverträge 

(1) Die Vergütungen, Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen der Angestellten, Arbeiter, Auszubilden- 
den und Postjungboten der Deutschen Bundespost 
werden durch Tarifverträge geregelt, die der 
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Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen mit den zuständigen Gewerkschaften 
schließt. 

(2) Tarifverträge, die wegen ihrer grundsätz- 
lichen Bedeutung geeignet sind, die Gestaltung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen in vergleich- 
baren Tätigkeitsbereichen anderer Bundesver- 
waltungen zu beeinflussen, sind im Benehmen 
mit dem Bundesinnenminister zu schließen. 

§ 26 

Dienstrechtliche Sonderregelungen, 
besoldungsrechtliche Ausnahmeregelungen 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen wird ermächtigt, nach Maßgabe der 
Beschlüsse des Aufsichtsrats durch Rechtsverord- 
nung für die Deutsche Bundespost 

1. nach Maßgabe des § 72 Abs. 4 des Bundes- 
beamtengesetzes besondere Arbedtszeitvor- 
ischriften für Beamte zu erlassen und 

2. nach Maßgabe des § 15 des Bundesbeamten- 
gesetzes für einzelne Laufbahnen, insbeson- 
dere auch hinsichtlich der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen, besondere Regelungen zu 
treffen. 

(2) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen trifft nach Maßgabe der Beschlüsse 
des Aufsichtsrates, soweit dies wegen der Eigen- 
art des jeweiligen Dienstes bei der Deutschen 
Bundespost zur Einhaltung des Grundsatzes sach- 
gerechter Bewertung notwendig ist, Regelungen, 
die von § 5 Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes 
abweichen. 

(3) Regelungen und Rechtsverordnungen sind 
dm Benehmen mit dem Bundesminister des Innern 
zu erlassen. 

'§ 27 

Gesetzliche Sozialaufgaben 

Die Deutsche Bundespost nimmt für ihren Be- 
reich die gesetzlichen Aufgaben der Kranken- und 
Unfallversicherung sowie die ihr durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung zugewiesenen Aufgaben 
des Arbeitsschutzes wahr. 

'§ 28 

Betriebliche Sozialeinrichtungen, 
Selbsthilfeeinrichtungen 

Die betrieblichen Sozialeinrichtungen und die 
anerkannten Selbsthilfeinrichtungen werden auf- 
rechterhalten, nach den bisherigen Grundsätzen 
weitergeführt und der Entwicklung angepaßt. 
Hierfür werden im Wirtsdiaftsplan angemessene 
Beträge bereitgestellt. Die im Teil VI der Bun- 
deshaushaltsordnung enthaltenen Vorschriften 
über die Beteiligungsrechte des Bundesministers 
für Wirtschaft und Finanzen (F) finden keine 
Anwendung. 


Fünfter Abschnitt 
Sonderbestimmungen 

§ 29 

Bedarfsdeckung an Sachgütern und sonstigen 
Fremdleistungen 

Die Deutsche Bundespost deckt ihren Bedarf an 
Sachgütern und sonstigen Fremdleistungen im 
Rahmen der Bestimmungen des öffentlichen Auf- 
tragswesens nach den Grundsätzen der §§ 2 und 
15. Sie berücksichtigt dabei angemessen Indu- 
strie, Handwerk, Handel, Dienstleistungsunter- 
nehmen und freie Berufe. 

§ 30 

Enteignungsrecht, Planfeststellung 

(1) Die Deutsche Bundespost hat zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben das Enteignungsrecht. Die Zuläs- 
sigkeit der Enteignung im Einzelfall wird durch 
die Bundesregierung festgestellt. Im übrigen gel- 
ten die Enteignungsgesetze. 

(2) Für ein Vorhaben zur Errichtung von Fern- 
meldelinien für den Fernverkehr außerhalb von 
öffentlichen Verkehrswegen oder zur Errichtung 
von ortsfesten Funksendeanlagen kann die Deut- 
sche Bundespost ein PlanfeststellungsveUahren 
durchführen. Die Planfeststellung umfaßt die Ent- 
scheidung über alle von der Planfeststellung be- 
rührten Interessen. 

(3) Die Deutsche Bundespost hat die Pläne für 
das Vorhaben der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde des Landes, in dem die Anlagen errich- 
tet werden sollen, zur Durchführung des An- 
hörungsverfahrens einzureichen. Die Anhörungs- 
behörde holt die Stellungnahme derjenigen 
Behörden ein, deren Aufgabenbereich durch das 
Vorhaben berührt wird. 

. (4) Die Anhörungsbehörde gibt zum Ergebnis 

des Anhörungsverfahrens eine Stellungnahme ab 
und leitet diese mit dem Plan, den Stellungnah- 
men der Behörden und den nicht erledigten Ein- 
wendungen alsbald der Planfeststellungsbehörde 
zu. 

(5) Soweit zwischen einer beteiligten Behörde 
und der Deutschen Bundespost Meinungsverschie- 
denheiten bestehen, werden die Pläne von dem 
■zuständigen Bundesminister festgestellt; im übri- 
gen werden sie durch den Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen oder durch eine 
von ihm ermächtigte Dienststelle der Deutschen 
Bundespost festgestellt. 

§ 31 

Abgaben 

Auf die Verpflichtungen der Deutchen Bundes- 
post, Abgaben an den Bund und die auf Bundes- 
recht beruhenden Körperschaften des öffentlichen 
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Rechts zu entrichten, finden die allgemein für 
Bundesbehörden geltenden Vorschriften An- 
wendung. 

§ 32 

Besetzung der Präsidentenstellen, 
organisatorische Änderungen 

(1) Die Stellen der Präsidenten der Oberpost- 
direktionen werden im Benehmen mit den Regie- 
rungen der Länder, deren Bereich wesentlich be- 
rührt wird, besetzt. 

(2) Beabsichtigt die Deutsche Bundespost die 
Errichtung, Verlegung, Aufhebung oder wesent- 
liche Änderung eines zentralen Amtes, einer 
Oberpostdirektion oder eines Postscheckamtes 
oder die Änderung ihrer Bezirke, gibt sie den 
örtlich beteiligten zuständigen obersten Landes- 
behörden Gelegenheit zur Stellungnahme. 

'§ 33 
Freifahrt 

(1) Der Bund und die Länder haben Anspruch 
darauf, daß die Mitglieder ihrer gesetzgebenden 
Körperschaften die Kraftposten der Deutschen 
Bundespost frei benutzen dürfen. Die Freifahrt- 
berechtigung gilt jeweils für das Gebiet, auf das 
sich die Zuständigkeit der gesetzgebenden Kör- 
perschaften erstreckt. Sie endet eine Woche nach 
Erlöschen der Mitgliedschaft. 

(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bundes- 
verfassungsgerichts entsprechend. 


Sechster Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 34 

Einberufung und Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat der Deutschen Bundespost ist 
binnen einer Frist von drei Monaten nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu bilden. Bis zur 
Bildung des Aufsichtsrates werden die diesem 
obliegenden Rechte und Pflichten vom Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundespost wahr genom- 
men. Sobald der Aufsichtsrat gebildet ist, wird 


er vom Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen zu seiner ersten Sitzung einberufen. 

§ 35 

Anwendbarkeit der Bundeshaushaltsordnung, 
der Kassen- und der Rechnungslegungsordnung, 
Übergangsregelungen 

(1) Die Vorschriften der Bundeshaushaltsord- 
nung, der Kassen- und Rechnungslegungsord- 
nung sind wegen der abweichenden Art der 
Wirtschafts- und Rechnungsführung im Bereiche 
der Deutschen Bundespost grundsätzlich nicht 
anzuwenden. 

(2) Die Bestimmungen nach § 18 Abs. 2 sind 
— • auch im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen (F) — innerhalb 
von zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes dem Aufsichtsrat zur Beschlußfassung 
vorzulegen. 

(3) Vier Wochen nach Beschlußfassung nach 
§ 18 Abs. 2, § 35 Abs. 2 tritt das Gesetz zur 
Änderung der Bundeshaushaltsordnung vom 
23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2133) 
außer Kraft.'' 


Artikel 2 

§ 1 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen wird ermächtigt, das Gesetz über die Deut- 
sche Bundespost (PostG) in der Neufassung nach 
Artikel 1 neu zu verkünden und dabei ünstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

•§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1973 in Kraft. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Stücklen 
Dr. Dollinger 
Dr. Riedl (München) 

Weber (Heidelberg) 

Leicht 

Erhard (Bad Schwalbach) 
Lemmrich 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesregierung führt zur Begründung des 
Entwurfs eines Postverfassungsgesetzes (Drucksache 
W1385) u. a. an, daß wegen der Mitwirkung ver- 
schiedener Bundesministerien und ihrer Einfluß- 
nahme auf die Unternehmensverfassung der Deut- 
schen Bundespost ein Übergewicht politischer Ein- 
flüsse gegeben sei. Dieser Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung bringt, wie § 20 zeigt, keine Lösung 
dieses Problems. Im Gegenteil; er schafft zusätzlich 
einen Vorstand, der zwischen Aufsichtsrat und zu- 
ständigem Bundesminister eingeschaltet werden 
soll. Damit kann eine höhere Effektivität für die 
Deutsche Bundespost und für die Postkunden nicht 
erreicht werden, weil alle entscheidenden Be- 
schlüsse, wie z. B. der Erlaß von Gebührenverord- 
nungen, durch den zuständigen Minister aufgehoben 
werden können. Da wichtige Fragen (wie z. B. Be- 
soldungsregelung, Vorlage des Wirtschaftsplanes, 
Kreditaufnahme, Gebührenverordnung) nur im Ein- 
vernehmen mit anderen Bundesministerien entschie- 
den werden können, würde in Zukunft für die 
Deutsche Bundespost ein Bundesminister die ent- 
scheidenden Verhandlungen führen, der mit den 
Postproblemen weit weniger befaßt wäre als der 
für die Unternehmensleitung unmittelbar zustän- 
dige Vorstand. 

Die CDU/CSU hält aus folgenden Gründen eine 
Änderung des bisher geltenden Postverwaltungs- 
gesetzes für erforderlich: 

1. Die finanziellen Beziehungen zwischen dem Bund 
und der Deutschen Bundespost müssen neu ge- 
regelt werden. 


2. Die Wirtschaftsführung der Deutschen Bundes- 
post muß nach betriebswirtschaftlichen Grund- 
sätzen umgestaltet werden. 

3. Die Stellung des Aufsichtsrates muß, um die 
Deutsche Bundespost selbständiger zu machen, 
verstärkt werden. 

Die CDU/CSU schlägt deshalb folgendes vor: 

1. Die bisherige Organisationsform mit einem ver- 
antwortlichen Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen bleibt bestehen. 

2. Der Aufsichtsrat erhält verstärkte Befugnisse, 
um die Unabhängigkeit der Deutschen Bundes- 
post gegenüber politischen Einflüssen zu stär- 
ken. 

3. Die Einspruchsmöglichkeiten des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen gegen- 
über dem Aufsichtsrat werden eingeschränkt. 
Bei Einsprüchen, die die vorgeschlagenen Ein- 
nahmen der Deutschen Bundespost schmälern 
würden, muß der Deutschen Bundespost der Ein- 
nahmeausfall erstattet werden. Zur Verbesse- 
rung der Finanzsituation schlägt die CDU/CSU 
vor, die Ablieferung der Post an den Bund 
generell aufrechtzuerhalten, die Ablieferung aber 
solange auszusetzen, bis das Eigenkapital min- 
destens 33 V 3 Prozent des Gesamtkapitals aus- 
macht. 
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